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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung 

 
des Gemeinderats Tiefenbach am 31. Juli 2025 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 

und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest. Ein-

wände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Folgende Gemeinderatsmit-

glieder sind bei der öffentlichen Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  

 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 

 Armin Mayrhofer, CSU anwesend 

 Josef Sattler, CSU entschuldigt 

 Richard Roßgoderer, CSU anwesend 

 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 

 Tobias Königseder, CSU anwesend 

 Johannes Regner, CSU anwesend 

 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

 Manfred Bründl, Unsere Zukunft anwesend 

 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft anwesend 

 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler anwesend 

 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Josef Fehrer, FWG anwesend 

 Johannes Unholzer, FWG entschuldigt 

 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/ Die Grünen entschuldigt 

 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/ Die Grünen entschuldigt 

 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 Alfred Gimpl, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer:  - 2 -    Vertreter der Presse: Herr Hans Schauer 



 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 26. Juni 2025. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 26. Juni 2025 abstimmen. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 26. Juni 2025. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 26. Juni 2025 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sit-
zung vom 22. Mai 2025. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Home-
page der Gemeinde veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse 
der Sitzung vom 22. Mai 2025. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforder-
lich. 

3. Beratung über die Beauftragung der IfE GmbH für 
die Erarbeitung einer kommunalen Wärmeplanung 
für die Gemeinde Tiefenbach - vgl. dazu Vorberatung 
des Bau- und Umweltausschuss vom 12. Juni 2025. 
 

Der Auftrag wurde am 8. Juli 2025 
schriftlich erteilt. 

4. Feststellung der Jahresrechnung 2023 vom 
19.06.2024 nach durchgeführter örtlicher Rech-
nungsprüfung - vgl. dazu Sitzung des Haupt- und Fi-
nanzausschuss vom 3. Juni 2025. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 28. 
Juni 2024 an die Kämmerin übergeben. 

5. Entlastung der Jahresrechnung 2023 vom 
19.06.2024 nach durchgeführter örtlicher Rech-
nungsprüfung - vgl. dazu Sitzung des Haupt- und Fi-
nanzausschuss vom 3. Juni 2025. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 28. 
Juni 2024 an die Kämmerin übergeben. 

6. Vorlage der Jahresrechnung 2024 vom 10.06.2025 
gemäß Art. 102 Abs. 2 Gemeindeordnung (GO). 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 28. 
Juni 2024 an die Kämmerin übergeben. 

7. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforder-
lich. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
3. Berufung des Wahlleiters/ der Wahlleiterin und einer stellvertretenden Person für die Gemein-
dewahlen (Kommunalwahl) 2026 durch den Gemeinderat – vgl. dazu Vorberatung des Haupt- und 
Finanzausschuss vom 3. Juni 2025. 
 
 

Auszug aus der Vorberatung des Haupt- und Finanzausschuss vom 3. Juni 2025 
 

 
TOP 4 - Gemeindewahlen 2026 - Vorberatung zur Berufung des Wahlleiters/ der Wahlleiterin und 
einer stellvertretenden Person. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass für die anstehende Kommunalwahl am Sonntag, den 8. März 2026 
gemäß Artikel 5 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz (GLKrWG) ein Gemeindewahlleiter durch den 
Gemeinderat zu berufen ist. 
 
Er berichtet, dass in der letzten Kommunalwahl 2020 Herr Arnold Huber als Gemeindewahlleiter 
und Frau Doris Weikl als stellv. Gemeindewahlleiterin berufen worden sind.  
 
Der Vorsitzende erläutert anschließend welcher Personenkreis zum Gemeindewahlleiter berufen 
werden darf: 
 
Zum Wahlleiter/stellvertretenden Wahlleiter für die Gemeindewahlen berufen werden darf: 
 

• Erster Bürgermeister 

• weiterer Bürgermeister 

• weiterer Stellvertreter 

• sonstiges Gemeinderatsmitglied 

• Bediensteter der Gemeinde 

• Bediensteter der Verwaltungsgemeinschaft (aber nur jeweils in einer Mitgliedsgemeinde) 

• in der Gemeinde wahlberechtigte Person 
 
darf nicht 
 

• Bewerber für die Bürgermeister- oder Gemeinderatswahlen 

• Versammlungsleiter für eine dieser Wahlen 

• Beauftragter/Stellvertretender Beauftragter eines Wahlvorschlags für eine dieser Wahlen 
 
Vorschriften: Artikel 5 Abs. 1 Sätze 1, 3 und 4 GLKrWG, Nr. 6.1 GLKrWBek 
 

Artikel 5 GLKrWG Wahlleiter, Wahlausschuss 
 
(1) 1Der Gemeinderat beruft den ersten Bürgermeister, einen der weiteren Bürgermeister, einen der 
weiteren Stellvertreter, ein sonstiges Gemeinderatsmitglied oder eine Person aus dem Kreis der 
Bediensteten der Gemeinde oder der Verwaltungsgemeinschaft oder aus dem Kreis der in der Ge-
meinde Wahlberechtigten zum Wahlleiter für die Gemeindewahlen. 2Der Kreistag oder an seiner 
Stelle der Kreisausschuss beruft den Landrat, den Stellvertreter des Landrats, einen seiner weiteren 
Stellvertreter, einen sonstigen Kreisrat oder eine Person aus dem Kreis der Bediensteten des Landrat-
samts oder aus dem Kreis der in dem Landkreis Wahlberechtigten zum Wahlleiter für die Landkreis-
wahlen. 3Außerdem wird aus diesem Personenkreis zugleich eine stellvertretende Person berufen. 
4Zum Wahlleiter für die Gemeindewahlen oder zu dessen Stellvertretung kann nicht berufen werden, 



 

 
wer bei der Wahl zum ersten Bürgermeister oder zum Gemeinderat mit seinem Einverständnis als 
sich bewerbende Person aufgestellt worden ist, für diese Wahlen eine Aufstellungsversammlung ge-
leitet hat oder bei diesen Wahlen Beauftragter für den Wahlvorschlag oder dessen Stellvertretung 
ist; entsprechendes gilt bei Landkreiswahlen. 5Die Berufung ist der Rechtsaufsichtsbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen. 
 
(2) 1Mitglieder des Wahlausschusses sind der Wahlleiter als vorsitzendes Mitglied und vier von ihm 
berufene Wahlberechtigte als Beisitzer. 2Für jeden Beisitzer beruft er eine stellvertretende Person. 
3Bei der Auswahl der Beisitzer sind nach Möglichkeit die Parteien und die Wählergruppen in der Rei-
henfolge der bei der letzten Gemeinderats- oder Kreistagswahl erhaltenen Stimmenzahlen zu berück-
sichtigen und die von ihnen rechtzeitig vorgeschlagenen Wahlberechtigten zu berufen. 4Abs. 1 Satz 4 
gilt entsprechend. 5Keine Partei oder Wählergruppe darf durch mehrere Beisitzer vertreten sein. 
 
(3) 1Der Wahlleiter bestellt einen Schriftführer für den Wahlausschuss. 2Dieser ist nur stimmberech-
tigt, wenn er zugleich Beisitzer ist. 
 

Beschlussempfehlungen an den Gemeinderat: 
 
1. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Berufung von Herrn Arnold Huber 
zum Wahlleiter für die Gemeindewahl 2026 aussprechen kann. 

Abstimmung: 11 : 0 
(ohne Josef Fehrer, Bruno Gottschaller) 

 
2. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Berufung von Frau Doris Weikl zur 
stellvertretenden Wahlleiterin für die Gemeindewahl 2026 aussprechen kann. 

Abstimmung: 11 : 0 
(ohne Josef Fehrer, Bruno Gottschaller) 

 
Anschließend werden die anwesenden Gemeinderatsmitglieder darauf hingewiesen, dass für den Ge-
meindewahlausschuss von den vier stärksten Parteien und Wählergruppen Beisitzer und stellv. Bei-
sitzer für den Gemeindewahlausschuss vorzuschlagen sind. Die Aufforderungen zur Benennung wer-
den voraussichtlich nach der Berufung des Gemeindewahlleiters im Juli/August 2025 verschickt. Zum 
Beisitzer/stellvertretenden Beisitzer im Gemeindewahlausschuss berufen werden dürfen Wahlbe-
rechtigte für die Gemeindewahlen (möglichst auf Vorschlag der vier stärksten Parteien und Wähler-
gruppen). Hier sind auch wieder die Personen nach Artikel 5 Abs. 2 Satz 4 ausgeschlossen. 
 
Die Beisitzer für den Gemeindewahlausschuss sind von nachfolgenden grün markierten Par-
teien/Wählergruppen vorzuschlagen: 
 

Partei/Wählergruppierung Anzahl der Stimmen 2020 

CSU 21.057 

FWG 10.439 

Grüne   8.452 

Bürgerliche Wähler 9.270 

Unsere Zukunft - Denk mit! mach mit! e.V. 7.811 

SPD 7.232 

 
 
 
 
 



 

 
Die Beisitzer sind durch den Gemeindewahlleiter berufen. Die entsprechende Bekanntmachung und 
Anzeige bei der Rechtsaufsicht werden innerhalb der vorgegebenen Fristen durch die Verwaltung er-
ledigt. Bei der Kommunalwahl 2020 war der Wahlausschuss wie folgt besetzt: 
 

Partei/Wählergruppierung Beisitzer Stellvertretung 

CSU Kerscher Hubertus Regner Johann 

FWG Kreipl Maria Splitter Wilhelm 

SPD Gaishauser Erwin Hurm Thomas 

Bürgerliche Wähler Kirchberger Paul Maier Irene 

 
 

Beschlüsse: 
 
1. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Berufung von Herrn Arnold Huber 
zum Wahlleiter für die Gemeindewahl 2026 aussprechen kann. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 
2. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Berufung von Frau Doris Weikl zur 
stellvertretenden Wahlleiterin für die Gemeindewahl 2026 aussprechen kann. 
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
4. Bauleitplanung - Änderung des Flächennutzungsplanes mit Deckblatt Nr. 18 für eine Teilfläche 
des Grundstücks mit der Flur-Nr. 530, Gemarkung Tiefenbach von einem eingeschränkten Gewer-
begebiet zu einem Mischgebiet – Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der erneuten 
Beteiligung und Vorberatung zur Fassung des Feststellungsbeschlusses. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 12. Juni 2025 
 

 
Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 18 wurde in 
der Sitzung des Gemeinderats am 27.07.2023 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte vom 16.10.2023 bis einschließlich 
17.11.2023 parallel zur zweiten Beteiligung im Änderungsverfahren des Bebauungsplans „Hof 1“. 
Nach der ordentlichen Beteiligung zur Änderung des Bebauungsplans „Hof 1“ erfolgte eine weitere 
Beteiligung des Landratsamtes Passau Sachgebiet Bauwesen rechtlich, da Belange aus deren 
Stellungnahme noch zu klären waren und zudem eine Beteiligung des Regionalen Planungsverbandes 
Donau-Wald und der Regierung von Niederbayern auch im Änderungsverfahren zum 
Flächennutzungsplan. 
 

Landratsamt 
Passau -Sachge-
biet Bauwesen 
rechtlich  
Stellungnahme  
vom 08.04.2025 

Zu dem vorgelegten Bebauungsplandeckblattentwurf in der Fas-
sung vom 22.06.2023nehmen wir als Träger öffentlicher Be-
lange wie folgt Stellung: 
 
a. Dem Deckblatt ist kein aktueller Lageplan hinterlegt worden 
 
 
b. Das Deckblatt ist in der Begründung mit „16“ bezeichnet 
 
 
 
c. Der Sitzungsniederschrift vom 22.02.2024 ist nicht zu entneh-
men, ob und ggf. welche Stellungnahme die Regierung von Nie-
derbayern abgegeben hat.  
 

 
 
 
 
Zu a. Ein aktueller Lageplan wird hin-
terlegt. 
 
 
Zu b. Die Bezeichnung wird auf „18“ 
geändert 
 
 
 
Zu c. Die Stellungnahme der Regie-
rung von Niederbayern und des Re-
gionalverbands Donau-Wald wurden 
nachgeholt und sind nachstehend 
aufgeführt. Im Übrigen erfolgt für die 
Änderung des Flächennutzungs-
plans noch die ordentliche (zweite) 
Beteiligung. 
 

Regionaler Pla-
nungsverband 
Donau-Wald 
Stellungnahme 
vom 04.06.2025 
 

 
Keine Einwendungen 

 
Keine Abwägung erforderlich 

Regierung von 
Niederbayern 
Stellungnahme 
vom 04.06.2025 

die Gemeinde Tiefenbach beabsichtigt, den Flächennutzungs-
plan (DB 18) und den Bebauungsplan „Hof 1“ (DB 4) zu än-
dern, um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die  
Umnutzung einer Gewerbefläche in ein zoniertes Mischgebiet 
zu schaffen. 
Erfordernisse der Raumordnung sind hiervon nicht negativ be-
rührt. Es sei aber der Hinweis erlaubt, dass in vielen Fällen 
„Betriebsleiterwohnen“ sehr häufig nicht aus dem betrieblichen  
Ablauf heraus notwendig ist, und damit die ohnehin raren „rich-
tigen“ Gewerbeflächen in der Region in ihrer Nutzbarkeit einge-
schränkt werden. 
 

 
In dem Gewerbeteil MI 1 des Misch-
gebietes sind keine Betriebsleiter-
wohnungen vorgesehen. 

 
Da bisher aber noch keine ordentliche (zweite) Beteiligung zum Änderungsverfahren des 
Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 18 durchgeführt worden ist, muss diese nun nachgeholt 
werden. 
 
 



 

 
Beschluss: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss billigt den Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplans mit 
Deckblatt Nr. 18 nach Einarbeitung der vorstehenden Abwägung und fasst den Auslegungsbeschluss 
für die ordentliche (zweite) Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 
Die ordentliche Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
erfolgte vom 20. Juni 2025 bis einschließlich 21. Juli 2025. Aus dieser Beteiligung kamen keine Ein-
wendungen. 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat macht sich die vorstehende Abwägung aus der frühzeitigen Beteiligung zu eigen 
und fasst den Feststellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 
18. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
5. Bauleitplanung – Änderung des Flächennutzungsplans, Aufhebung der Zone Gewerbegebiet auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 4226/1, Gemarkung Kirchberg, Lapperding 1a mit Deckblatt Nr. 21 
– Beratung über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und über das Fassen des Fest-
stellungsbeschlusses. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 10. Juli 2025 
 

 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte in der 
Zeit vom 28. Mai 2025 bis einschließlich 30. Juni 2025. 
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der ordentlichen Öffentlichkeits- 

und Fachstellenbeteiligung  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Amt für Ernährung, Land-

wirtschaft und Forsten 

Passau Stellungnahme vom 

23.05.2025 

 

Bebauungsplan 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Passau nimmt zum Ver-

fahren wie folgt Stellung: 

Bereich Landwirtschaft: 

Aus landwirtschaftlicher Sicht besteht Einverständnis mit der geplanten Än-

derung des Bebauungsplans durch „SO Photovoltaikpark Rötzing und GE 

Rötzing. 

Bereich Forsten: 

Aus forstwirtschaftlicher Sicht besteht Einverständnis mit der geplanten Än-

derung des Bebauungsplans durch „SO Photovoltaikpark Rötzing und GE 

Rötzing. 

Flächennutzungsplan 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Passau nimmt zum o.g. 

Verfahren wie folgt Stellung: 

 

Bereich Landwirtschaft:  

Aus landwirtschaftlicher Sicht besteht Einverständnis mit der geplanten Än-

derung des Flächennutzungsplans durch DB Nr. 21. 

Bereich Forsten:  

Aus forstwirtschaftlicher Sicht besteht Einverständnis mit der geplanten Än-

derung des Flächennutzungsplans durch DB Nr. 21. 

 

 

Keine Abwägung erforderlich 

 

 

 

 

Wasserwirtschaftsamt 

Deggendorf 

Stellungnahme vom 

22.05.2025 

 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Einwände. 

 

 

Keine Abwägung erforderlich 

Bayernwerk Netz GmbH 

Stellungnahme vom 

24.06.2025 

 

unsere Stellungnahme ID 14176 v. 2.4.25 wurde durch Ihre Gemeinde auf-

genommen und beachtet. 

Unsere Stellungahme behält weiter Ihre Gültigkeit. 

 

 

 



 

 
Stellungnahme vom 02.04.2025: 

Bebauungsplan und Flächennutzungsplan 

Gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Ein-

wendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb un-

serer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. In dem von Ihnen überplanten 

Bereich befinden sich von uns betriebene Versorgungseinrichtungen. 

20-kV-Freileitungen – quer über den geplanten Solarpark 

Der Schutzzonenbereich der 20-kV-Freileitungen beträgt in der Regel bei-

derseits zur Leitungsachse je 10 m. Aufgrund geänderter technischer Ge-

gebenheiten können sich gegebenenfalls andere Schutzzonenbereiche er-

geben. Innerhalb des Schutzzonenbereichs dürfen insbesondere die Min-

destabstände nach VDE 0210 nicht unterschritten werden. Die maximal 

mögliche Höhe von nicht begehbaren Modulen innerhalb des Schutz-

zonenbereichs beträgt 3m über EOK. 

Befinden sich unsere Anlagen innerhalb der Umzäunung, ist für War-

tung und Reparaturarbeiten am Eingangstor der PV-Anlage ein 

Schlüsseltresor zu installieren. Die Kosten trägt der Betreiber der PV-

Anlage. Den Schließzylinder stellt die Bayernwerk Netz GmbH. 

 

 

 

Auflagen zur Unfallverhütung (DIN VDE 0105 Teil 100): Bei Bauarbeiten 

und sonstigen nichtelektrotechnischen Arbeiten z. B.  

• Gerüstbau,  

• Arbeiten mit Hebezeugen, Baumaschinen und Fördermitteln,  

• Montagearbeiten,  

• Transportarbeiten,  

• Anstrich- und Ausbesserungsarbeiten, 

 

• Bewegen von sonstigen Geräten und Bauhilfsmitteln müssen stets 

3,0 m Schutzabstand zum nächstgelegenen unter Spannung stehen-

den Teil eingehalten werden, insbesondere ist das Ausschwingen 

von Lasten, Trag- und Lastaufnahmemitteln zu berücksichtigen. 

 

 

 

Für die Beschädigung der Solarmodule durch eventuell von den Leitersei-

len herunterfallende Eis- und Schneelasten übernehmen wir keine Haf-

tung. In den Mastbereichen und unter den Leiterseilen muss unter Um-

ständen auch mit Vogelkot gerechnet werden.  

Der Schattenwurf von Masten und der überspannenden Leiterseile ist vom 

Betreiber der Photovoltaikanlage zu akzeptieren. Dies gilt auch bei einer 

Anpassung/Erneuerung von Masten, die eine Änderung der Höhe bzw. der 

Grundabmessungen des Mastes bedingen und ggf. eine auftretende Ände-

rung des Schattenwurfes verursachen. 

 

Mastnahbereich  

- Um den Betrieb der Freileitung (einschl. Wartung, Inspektion und In-

standsetzung) zu gewährleisten, muss ein Radius von mindestens 5,00 m 

um Masten, gemessen ab Mastmittelpunkt, sowie der Bereich unter den 

 

 

 

 

 

 

Der Schutzzonenbereich wird als Hin-

weis im Deckblatt Nr. 1 mit aufgenom-

men. 

 

 

Da die Änderung des Bebauungs-

plans die PV-Anlage nicht berührt und 

der Bebauungsplan für die PV-Anlage 

am 07. Mai 2010 in Kraft getreten ist, 

müssten Vereinbarungen bezüglich 

der Anlagen der Bayernwerk Netz 

GmbH bereits getroffen sein. Die Stel-

lungnahme wird dem Betreiber der 

PV-Anlage mitgeteilt. 

 

Die Auflagen zur Unfallverhütung sind 

in der angegebenen DIN geregelt und 

müssen bei Bauarbeiten eingehalten 

werden. Dies bedarf keiner Festset-

zung im Bebauungsplan. 

 

 

 

 

Der Schutzabstand müsste seit In-

krafttreten des Bebauungsplans be-

kannt sein, er wird aber zusätzlich als 

Hinweis im Deckblatt Nr. 1 mit aufge-

nommen. 

 

 

 

 

 

 

Eine Regelung hierzu müsste eben-

falls spätestens nach Herstellung der 

PV-Anlage getroffen worden sein. 

Diese Hinweise zur Haftung werden 

dem Anlagenbetreiber mitgeteilt. 

 

Die Stellungnahmen zu Mastnahbe-

reich und Kabel müssten für den Be-

reich der PV-Anlage bereits getroffen 



 

 
Traversen, von einer Bebauung freigehalten werden. Ein geringerer Ab-

stand ist mit uns abzustimmen.  

- Der ungehinderte Zugang sowie die ungehinderte Zufahrt zu unseren 

Masten muss, jederzeit, auch mit Lkw und Mobilkran gewährleistet sein. 

Deshalb ist eine entsprechend breite Zufahrt vorzusehen. - Befindet sich 

der Mast innerhalb der Umzäunung, ist für Wartung und Reparaturarbeiten 

am Eingangstor der PV-Anlage ein Schlüsseltresor zu installieren. Die 

Kosten trägt der Betreiber der PV-Anlage. Den Schließzylinder stellt die 

Bayernwerk Netz GmbH. 

 

Achten Sie bitte bei Anpflanzungen innerhalb des Schutzzonenbereiches 

der Freileitung darauf, dass nur Gehölze mit einer maximalen Aufwuchs-

höhe von 2,5 m angepflanzt werden um den Mindestabstand zur Freilei-

tung auf jeden Fall einzuhalten. 

Abgrabungen im Mastbereich können die Standsicherheit des Mastes ge-

fährden und sind nur mit unserem Einverständnis möglich. Die Standsi-

cherheit der Freileitungsmaste und die Zufahrt zu den Standorten muss zu 

jeder Zeit gewährleistet sein. Dies gilt auch für vorübergehende Maßnah-

men. 

Vorsorglich weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass die 20-kV-Freileitung 

bis zu einer möglichen Verkabelung Bestand hat und somit auch während 

der Bauzeit zu berücksichtigen ist. 

 

Kabel 

Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m 

rechts und links zur Trassenachse.  

Der ungehinderte Zugang, sowie die ungehinderte Zufahrt, zu unseren Ka-

beln muss jederzeit gewährleistet sein, damit Aufgrabungen z. B. mit ei-

nem Minibagger, möglich sind. 

Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitun-

gen von Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und 

Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde 

Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu ei-

nem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser 

Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete 

Schutzmaßnahmen durchzuführen. 

 

Beachten Sie bitte die Hinweise im “Merkblatt über Bäume, unterirdische 

Leitungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-ver-

lag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie GW125.  

Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutz-

streifen bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung machen wir 

darauf aufmerksam, dass Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeder 

Art uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbeson-

dere für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitun-

gen, Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und 

Fischgewässer und Aufforstungen. 

 

Transformatorenstationen sind im Flurstück 412 vorhanden Losgelöst 

von möglichen Festlegungen zu einem Netzanschluss- bzw. Verknüp-

fungspunkt mit dem Stromnetz der allgemeinen Versorgung im Rahmen 

dieser Bauleitplanung erfolgt diese Festlegung ausschließlich im Rahmen 

der gesetzlichen Vorgaben wie z.B. EEG, KWK-G.  

Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, 

Gas- und Freileitungen“ sind zu beachten. Merkblatt Abstände und zuge-

hörige Bestimmungen für bauliche Anlagen und Bäume im Bereich von 20-

kV-Freileitungen 

worden sein. Die Hinweise werden in 

das Deckblatt Nr. 1 mit aufgenom-

men. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis zu den Transformator-

stationen wird im Deckblatt Nr. 1 mit 

aufgenommen. 

 

 

 



 

 
 

Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen können 

Sie online über unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen 

Sie unter: www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenser-

vice/planauskunftsportal.html 

 

 

 

Deutsche Telekom Tech-

nik GmbH 

Stellungnahme vom 

26.06.2025 

Zur o.a. Planung haben wir bereits mit Schreiben vom 14.03.2025 Stellung 

genommen. Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter. 

Stellungnahme vom 14.03.2025: 

Bebauungsplan u. Flächennutzungsplan 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Gegen die oben genannte Planung haben wir keine Einwände. Bitte beach-

ten Sie bei Ihren weiteren Planungen, dass keine Verpflichtung der Telekom 

Deutschland GmbH besteht, die „Photovoltaikanlage“ an das öffentliche Te-

lekommunikationsnetz der Telekom Deutschland GmbH anzuschließen. 

Gegebenenfalls ist dennoch die Anbindung an das Telekommunikations-

netz der Telekom Deutschland GmbH auf freiwilliger Basis und unter der 

Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vorhabensträger möglich. 

Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige (mindestens 3 Monate vor Baubeginn) 

und einvernehmliche Abstimmung des Vorhabensträgers mit der Telekom 

Deutschland GmbH erforderlich. Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch 

für die Änderung des Flächennutzungsplanes. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird in das Deckblatt Nr. 

1 mit aufgenommen. 

 

 

. 

 

Landratsamt Passau - 

Brandschutzdienststelle 

Stellungnahme vom 

12.06.2025 

 

 

in Beantwortung o. a. Schreibens darf mitgeteilt werden, dass zur Änderung 

des Bebauungsplanes durch Deckblatt Nr. 1 bereits mit Schreiben vom 

03.04.2025 eine Stellungnahme abgegeben wurde. 

Die Stellungnahme behält weiterhin ihre Gültigkeit, weitere als die in dieser 

Stellungnahme aufgeführten Anmerkungen oder Forderungen werden sei-

tens des abwehrenden Brandschutzes nicht erhoben 

Stellungnahme vom 03.04.2025: 

In Beantwortung ihrer Beteiligung im Bauleitplanverfahren zur Änderung 

Flächennutzungsplanes mit Deckblatt Nr. 21 und damit verbunden des Be-

bauungsplanes „GE Rötzing“ mit Deckblatt Nr. 1 werden aus Sicht des vor-

beugenden Brandschutzes folgende Anmerkungen bzw. Forderungen vor-

getragen: 

Punkt 4.4. Löschwasserversorung:  

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung sind die DVGW – Arbeits-

blätter W 405 (Hydrantenabstände, Netzleistung), W 400 (Grundlagen der 

Löschwasserversorgung) und W 331 (Auswahl, Einbau und Betrieb von 

Hydranten) zu beachten und einzuhalten. Falls die erforderliche Löschwas-

sermenge nicht aus dem öffentlichen Trinkwassernetz entnommen werden 

kann und in einem Umkreis von 300 Metern keine unabhängige Löschwas-

serentnahmestelle zur Verfügung steht, sind Löschwasserbehälter mit sol-

chem Volumen anzulegen, dass die Löschwasserversorgung über einen 

Zeitraum von mind. zwei Stunden sichergestellt werden kann 

Zugänge und Zufahrten auf Grundstücke:  

Die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und 4 sowie Abs. 2 BayBO sind 

zu berücksichtigen. Bei der Ausbildung von Flächen für die Feuerwehr (Zu-

fahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen) sind die aktuellen Richtlinien über 

Flächen für die Feuerwehr (Bayern) anzuwenden, entsprechend zu beschil-

dern und dauerhaft freizuhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Südwestlich des Bebauungsplanbe-

reichs befindet sich ein gemeindlicher 

Löschwasserbehälter. 

Stadtwerke Passau 

Stellungnahme vom 

03.06.2025 

 

Gegen den o. g. Bebauungsplan und die Änderung des Flächennutzungs-

planes bestehen aus unserer Sicht keine Einwände. 

Die Wasserversorgung ist möglich. Die Gasversorgung sowie die Versor-

gung mit Telekommunikationsdienst sind nicht möglich. 

 

 

Die Hinweise wurden in das Deckblatt 

Nr. 1 mit aufgenommen. 



 

 
Landratsamt Passau – 

Sachgebiet 53 u. Städte-

bau 

Stellungnahme vom 

07.07.2025 

 

Bebauungsplan u. Flächennutzungsplan 

Formlose Zustimmung  

 

Keine Abwägung erforderlich 

Landratsamt Passau – Un-

tere Naturschutzbehörde 

Stellungnahme vom 

07.07.2025 

Flächennutzungsplan u. Bebauungsplan 

Der Naturschutzreferent teilt formlos mit, dass die festgesetzte Hecken-

struktur um die Fl.-Nr. 4226/1 erhalten bleiben soll, so dass das Gebäude 

langfristig eingegrünt ist. Die Eingrünung sollte somit in den Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans mitaufgenommen werden. 

 

 
Da nur der Gewerbebereich aus dem 
Bebauungsplan genommen werden 
soll, wird von einer Erweiterung des 
zu ändernden Planbereichs 
abgesehen. Die Hecke ist im 
verbleibenden Planbereich als 
planliche Festsetzung vorhanden. 
 

Regierung von Niederbay-

ern 

Stellungnahme vom 

04.06.2025 

Bebauungsplan: 

Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung stehen dem Vorha-

ben nicht entgegen. 

Flächennutzungsplan: 

Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung stehen dem Vorha-

ben nicht entgegen. 

 
Keine Abwägung erforderlich 

 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und empfiehlt dem 
Gemeinderat den Feststellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt 
Nr. 21 zu fassen. 

Abstimmung:    9  : 0  
 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat schließt sich der Empfehlung des Bau- und Umweltausschusses an, macht sich die 
vorstehende Abwägung zu eigen und fasst den Feststellungsbeschluss für die Änderung des Flä-
chennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 21. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
6. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Genehmigung des Nachtrags Nr. 2 der Firma 
Hoffmann GmbH zur Erstellung einer Drainage im Gründach. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Als Nachtrag werden von der Fa. Hoffmann GmbH Mehrkosten für das Verlegen von Drainagematten 
angeboten. 
 
Ursprünglich waren für die Begrünung des nördlichen Pultdachs Flachballenstauden vorgesehen und 
ausgeschrieben. Nach Rücksprache mit dem Gründachbepflanzer wären Flachballenstauden grund-
sätzlich ausreichend, doch er würde uns dringend eine Drainage empfehlen, da ohne eine Ableitung 
die Gefahr bestehe, dass bei starkem Regen oder Dauerregen sich eine Nässe hält und diese die 
Pflanzen auf dem Gründach schädigen könnte. Aus Sicht des Architekturbüros Köberl & Döringer ist 
eine Drainage sinnvoll um einen besseren Schutz für die Pflanzen zu gewährleisten.  
 
Das Verlegen der Drainagematten kostet 11.063,73 €. Der Ansatz für die dann nicht mehr benötigten 
Flachballenstauden kann in Abzug gebracht werden, so dass insgesamt Mehrkosten i. H. v. 5.631,38 € 
für die Drainage anfallen würden. 
 

Auszug aus der Geschäftsordnung 
§ 13 Absatz 2 Nr. 2 - Buchstabe e.) - Zuständigkeiten des Bürgermeisters 

 
 

 
 
➔ Mit der Genehmigung des Nachtrags Nr. 1 wurde die Ermächtigung des ersten Bürgermeisters 

bereits ausgeschöpft, so dass eine Genehmigung erforderlich ist! 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Nachtrags Nr. 2 der Hoffmann GmbH i. H. v. 
5.631,38 €/brutto abstimmen. 

Abstimmung: 17 : 0  
(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 

 
 



 

 
7. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Genehmigung des Nachtrags Nr. 1 der Firma Zil-
linger Glasbau GmbH für eine zusätzliche Glasschiebewand und Oberlichte. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Als Nachtrag werden von der Fa. Zillinger Glasbau GmbH Mehrkosten für eine zusätzliche Glasschie-
bewand inkl. zugehörige Oberlichte angeboten. 
 
Zwischen Mehrzweckraum und Küche wurde durch das Architekturbüro Köberl & Döringer ein Regal 
/ Raumteiler als Abtrennung vorgesehen. Da es sich bei dem Mehrzweckraum um einen Bewegungs-
raum handelt, ist aus Sicht des Bauherrn ein Raumteiler aufgrund von Anpralllasten und Schallschutz 
nicht zweckmäßig. 
 
Aus Gründen der Zweckmäßigkeit und maximalen Flexibilität bei z. B. Veranstaltungen wurde durch 
den Bauherrn von der Fa. Zillinger Glasbau GmbH ein Nachtrag für eine zusätzliche Glasschiebewand 
inkl. Oberlichte angefordert. 
 
Die Mehrkosten für das Liefern und Montieren der zusätzlichen Glasschiebewand inkl. Oberlichte be-
läuft sich auf insgesamt 12.929.71 € Brutto. 
 

Auszug aus der Geschäftsordnung 
§ 13 Absatz 2 Nr. 2 - Buchstabe e.) - Zuständigkeiten des Bürgermeisters 

 
 

 
 
➔ Die Höhe des Nachtrags liegt knapp über der Ermächtigung des ersten Bürgermeisters. Somit 

ist eine Genehmigung dieses Nachtrags erforderlich! 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Nachtrags Nr. 1 der Zillinger Glasbau GmbH i. H. v. 
12.929.71 €/brutto abstimmen. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Josef Sattler, Johannes Unholzer,  
Wolfgang Rosch, Christina Roßgoderer) 

 

 
 



 

 
8. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - Aktuelle Informationen zum Sachstand auf der 
Baustelle und Organisatorisches (Betriebserlaubnis, Anmeldungen, usw.). 
 
 
 
Betriebserlaubnis Kindergarten Ludwig Rankl 
 
Betriebskonzept, Schutzkonzept und Sexualkonzept und sämtliche andere Verwaltungsarbeiten wur-
den seit Dezember 2024 so abgearbeitet, dass der Antrag zur Erteilung einer Betriebserlaubnis ge-
stellt werden konnte. Beim Begehungstermin am 29. Juli 2025 mit der Fachaufsicht des Kreisjugend-
amts wurde der Gemeinde ein durchwegs positives Zeugnis ausgestellt. Sollte alles zeitlich wie ge-
plant voranschreiten, steht der Erteilung einer Betriebserlaubnis ab 1. September 2025 nichts entge-
gen. Am Montag, den 18. August 2025 ist die finale Abnahme geplant. Hierzu sind alle erforderlichen 
Stellen (Kreisbaumeisterin, Gesundheitsamt, Fachaufsicht Kindertagesstätten, Fachstelle Brand-
schutz, Arbeits- und Betriebsschutz) eingeladen. 
 
Aktuell ausstehend ist noch die Beantragung des sogenannten Personalbonus, dessen Antragstellung 
noch bis 30. September 2025 möglich ist. 
 
Wir starten mit folgender Belegung: 
 

Gruppe Anzahl der Kinder  
zum 01.09.2025 

 

Anzahl der Kinder 
zum 01.01.2026 

Regelgruppe  
 

23 25 

Krippengruppe 1 
 

11 12 

Krippengruppe 2 
 

9 13 

Kinder in der Einrichtung 
 

43 50 

Anstellungsschlüssel 
 

7,88 9,40 

 
Sonstige Zahlen: 
 

Personalbesetzung zum Start: 7 Erzieherinnen/Pflegerinnen + 1 Leitung 
 

Anzahl der Kinder mit Migrationshintergrund: 2 
 

Langbuchungen (Mo und Mittwoch bis 16.00 Uhr):  
 

Längste Buchungszeit bis 14:15, 
kein Kind bis 16.00 Uhr gebucht 

 

Längste Buchungskategorie: 7 - 8 Stunden (4 Kinder) 
 

Tägliche Buchung: 4 Krippenkinder haben eine tageweise Bu-
chung, alle anderen die ganze Woche 

 

Anzahl der Vorschulkinder: 1 
 

 



 

 
Gruppenraum - Regelbereich 

 

 
 

Wickelraum - Regelbereich 
 

 
 
 
 



 

 
WC-Anlage - Regelbereich 

 

 
 

MENSA - Regelbereich 
 

 
 
 



 

 
WC-Anlage - Besucher 

 

 
 
 

Technikraum 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Abstellraum für Kinderwagen 

 

 
 

Schmutzschleuse/Garderobe - Krippenbereich 
 

 



 

 
Waschbecken im WC - Krippenbereich 

 

 
 

Gruppenraum - Krippenbereich 

 

 



 

 
Nebenraum - Krippenbereich 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Innenhof - Garten 

 

 
 

Beschaffung Ausstattung 
 

 
 

Aufnahmedatum von allen Fotos: 29. Juli 2025 durch Anton Mayrhofer 



 

 
9. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters 
 
 
- Baustelle Ortsmitte 

 
Bauabschnitt 1 
Gebäude 1 = Dachstuhl Ende Juli 
Gebäude 2 = Dachstuhl Anfang September 

 
Bauabschnitt 2 
Start voraussichtlich im September 
Rückbau Sichtschutzmauer und Buswartehäuschen erforderlich 

 
Ampel 
Der Abbau soll zeitnah (Mitte August/Ende August) erfolgen.  

 
- Straßensanierungsarbeiten 
Sperrung Hochstiftsweg wegen Sanierung voraussichtlich im August/September 
 

- Einweihung Kläranlage  
Die Einweihung mit Tag der offenen Tür ist für das Wochenende 26./27. September geplant 

 

- 50 Jahre Freibad Haselbach 
Terminerinnerung für das Weißwurstfrühstück am 3. August 2025 
 
- Straßeneinweihung Rohrwiese 
Termin ist am Donnerstag, den 28. August 2025 → Einladung folgt! 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
10. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
 
Armin Mayrhofer 
Es wird angefragt, wann die Verfüllung der alten Kiesgrube hinter dem NETTO-Markt wieder aufge-
nommen wird. Der Vorsitzende antwortet, dass es im Rahmen der Verfüllungsgenehmigung einen 
Rechtsstreit bezüglich verschiedener Auflagen gibt, der noch nicht beendet beigelegt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Tiefenbach, 2025-07-31 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
gez.         gez.  
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter  


